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Antwort 

 

des Ministeriums für Landwirtschaft, Weinbau, Umwelt und Forsten 
 

 

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Baley Wollenweber (AfD) 
- Drucksache 19/50 -  
 

 
Transparenz und Verfahrensführung beim Wasserschutzgebiet „Stollen Ale-
xandria“  
 

 

Die Kleine Anfrage – Drucksache 19/50 – vom 2. Juni 2026 hat folgenden Wortlaut: 

Die Festsetzung des Wasserschutzgebiets „Stollen Alexandria“ in den Verbandsge-

meinden Bad Marienberg, Westerburg und Rennerod sorgt weiterhin für erhebliche 

Kritik seitens betroffener Ortsgemeinden und Bürger. Insbesondere die Ortsgemeinde 

Höhn hat zwischenzeitlich ein Normenkontrollverfahren gegen die Rechtsverordnung 

eingeleitet. Kritisiert werden unter anderem mangelnde Transparenz, die fehlende Of-

fenlegung wesentlicher Gutachten sowie die Durchführung lediglich eines Online-Kon-

sultationsverfahrens anstelle eines regulären Erörterungstermins. 

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:  

1.  Welcher zeitliche Ablauf ergab sich zwischen der Fertigstellung der Endfassung 

des zur Festsetzung des Wasserschutzgebiets zugrunde liegenden hydrogeologi-

schen Gutachtens und dessen vollständiger Übermittlung an die betroffenen Kom-

munen? 
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2.  Aus welchen Gründen wurden maßgebliche Gutachten und Datengrundlagen den 

betroffenen Gemeinden nicht bereits im regulären Beteiligungsverfahren vollstän-

dig offengelegt? 

3.  Warum erfolgte die Offenlegung maßgeblicher Gutachten nicht bereits unaufge-

fordert im Sinne eines transparenten Verwaltungsverfahrens? 

4.  Welche konkreten Gründe (insbesondere fachliche oder rechtliche) lagen vor, um 

den vorgesehenen Erörterungstermin durch ein Online-Konsultationsverfahren zu 

ersetzen? 

5.  Welche alternativen Schutzgebietszuschnitte oder abgestuften Schutzmaßnah-

men wurden geprüft, um die Eingriffe in Eigentumsrechte sowie die kommunale 

Planungshoheit möglichst gering zu halten? 

6.  Auf welcher Rechtsgrundlage wurden bereits vor Abschluss des Festsetzungsver-

fahrens Einschränkungen bei Bau-, Genehmigungs- oder Planungsverfahren gel-

tend gemacht? 

7.  Inwiefern sieht die Landesregierung angesichts des anhängigen Normenkontroll-

verfahrens Veranlassung, die Rechtmäßigkeit des bisherigen Verfahrensablaufs 

sowie die Transparenz- und Beteiligungspraxis der SGD Nord intern überprüfen zu 

lassen? Bitte die Antwort begründen.  

 

Das Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau, Umwelt und Forsten hat die Kleine 

Anfrage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben beantwortet. 
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23. Juni 2026

Kleine Anfrage des Abgeordneten Baley Wollenweber (AfD) 

„Transparenz und Verfahrensführung beim Wasserschutzgebiet „Stollen 

Alexandria“ 

- Drucksache 19/50 -

Vorbemerkung: 

Bezüglich der erlassenen Rechtsverordnung zum Schutz des Trinkwassergewinnungs-

gebiets „Stollen Alexandria“ läuft derzeit ein Normenkontrollverfahren. Angesichts des 

noch offenen Ausgangs des Verfahrens wird von grundsätzlichen Äußerungen zur 

Einordnung abgesehen.  

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Kleine Anfrage Drucksache 19/50 des 

Abgeordneten Bailey Wollenweber (AfD) namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 

beantwortet. 

Der Vorschlag zur Neuabgrenzung eines Trinkwasserschutzgebietes für den Stollen 

„Alexandria“ wurde am 27. April 1999 durch das damalige Geologische Landesamt 

erstellt. Auftraggeber war die Verbandsgemeinde Bad Marienberg als Begünstigte des 

Wasserschutzgebietes. Ob und in welchem Umfang das Gutachten in der Folge durch 

die Begünstigte auch den betroffenen Verbandsgemeinden Westerburg und Rennerod 
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sowie den Ortsgemeinden zugänglich gemacht wurde, kann seitens der 

Landesregierung nicht beurteilt werden.  

Auf die Antwort zu den Fragen 1 und 2 der Kleinen Anfrage Drucksache 18/9296 in der 

Drucksache 18/9463 wird verwiesen.  

 

Zu Frage 4: 

Auf die Antwort zu der Frage 1 der Kleinen Anfrage Drucksache 18/8917 in der 

Drucksache 18/9069 wird verwiesen.  

 

Zu Frage 5:  

Die Abgrenzung eines Wasserschutzgebietes ist fachlich gebunden und richtet sich 

ausschließlich nach den geologischen und hydrogeologischen Gegebenheiten. Sie ist 

daher nicht im Sinne einer freien planerischen Alternativenprüfung disponibel. Die 

Rechtsverordnung sieht entsprechend dieser Abgrenzung unterschiedliche Ge- und 

Verbote je nach Schutzbedürftigkeit der jeweiligen Schutzzone vor. 

Darüber hinaus wird auf die Antwort zu der Frage 1 der Kleinen Anfrage Drucksache 

18/9104 in der Drucksache 18/9279 verwiesen. 

 

Zu Frage 6: 

Ausgehend von der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Urteil 

vom 12.04.2001, Az.: 4 C 5/00; vgl. auch BayVGH, Beschluss vom 11.03.2003, Az.: 26 

ZB 02.2237; BayVGH, Urteil vom 25.06.2003, Az.: 26 B 02.2237) sind bei abgegrenzten 

Wasserschutzgebieten die Belange des Grundwasserschutzes und insbesondere des 

Trinkwasserschutzes auch in baurechtlichen Genehmigungsverfahren beispielsweise 

über § 35 Absatz 3 Nr. 6 Baugesetzbuch zu berücksichtigen. Ein abgegrenztes 

Wasserschutzgebiet ist dabei als Indiz dafür zu werten, dass Vorhaben wegen der Lage 

im Einzugsgebiet der Trinkwassergewinnung mit einem Gefährdungspotential für das 

Grundwasser verbunden sein können. 
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Zu Frage 7: 

Die Landesregierung sieht derzeit keine Veranlassung, den bisherigen 

Verfahrensablauf sowie die Transparenz- und Beteiligungspraxis der Struktur- und 

Genehmigungsdirektion Nord gesondert intern überprüfen zu lassen. Angesichts des 

anhängigen Normenkontrollverfahrens bleibt zunächst dessen Ausgang abzuwarten.  

 

In Vertretung 

 

 

 

gez. 

Dr. Kristina Brixius 

(Staatssekretärin) 

 

Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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